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Das Wirtschaftswachstum wird in diesem Jahr deutlich ge-

ringer ausfallen als noch vor einigen Monaten prognosti-

ziert. Dies ist nicht zuletzt den Lieferengpässen bei Roh-

stoffen und Vorprodukten geschuldet, die auch weite Teile 

des deutschen Mittelstands erfasst haben. Nahezu jedes 

zweite kleine und mittlere Unternehmen bekommt die Fol-

gen der Materialknappheit gegenwärtig zu spüren. Im Ver-

arbeitenden Gewerbe und in der Bauindustrie sind fast 

80 % der Unternehmen von Lieferengpässen betroffen. 

Dies zeigen die Ergebnisse einer aktuellen Befragung von 

KfW Research. 

Die Lieferengpässe führen im Mittelstand nicht nur zu ei-

nem erhöhten Arbeitsaufwand in der Beschaffung, son-

dern beeinträchtigen auch die Produktion und Dienstleis-

tungserstellung. Rund jeder vierte deutsche Mittelständler 

kann Liefertermine nicht einhalten, jeder zehnte muss so-

gar Aufträge ablehnen, weil es an Material fehlt. Aufgrund 

der teils drastischen Preissteigerungen bei Rohstoffen  

wie Stahl, Holz oder Kunststoffen und Vorprodukten wie 

Mikroprozessoren sehen sich 26 % aller Mittelständler ge-

zwungen, ihre Preise anzupassen. Im Verarbeitenden Ge-

werbe und in der Bauindustrie müssen sechs von zehn 

Unternehmen die Preise für ihre Kunden erhöhen. Auf die 

Beschäftigung wirken sich die Lieferengpässe im Mittel-

stand bislang vergleichsweise wenig aus: Nur rund 4 % 

der kleinen und mittleren Unternehmen mussten bisher 

ihre Beschäftigung – unter anderem durch den Abbau von 

Überstunden, Urlaub oder Kurzarbeit – reduzieren. 

Mit einer schnellen Auflösung der Materialengpässe rech-

nen die meisten Mittelständler nicht. Nur rund 5 % der be-

troffenen Unternehmen gehen davon aus, dass sich die 

Situation bis Ende des Jahres 2021 normalisiert. Dagegen 

erwarten rund 18 % der Mittelständler, dass die Engpässe 

bis weit in das kommende Jahr 2022 anhalten. 

Viele von Lieferengpässen betroffene Unternehmen sehen 

Exportbeschränkungen für knappe Rohstoffe als eine 

mögliche Maßnahme, um die Materialknappheit hier zu 

Lande zu lindern. Dies dürfte allerdings zu handelspoliti-

schen Reaktionen führen und die Situation für die deut-

schen Unternehmen im Ergebnis eher verschlechtern als 

verbessern. Um den Zugang zu knappen Rohstoffen und 

Materialien nachhaltig zu sichern, dürfte der weitere Ab-

bau von Handelshemmnissen und der Abschluss neuer 

Handelsabkommen durch die Europäische Union zielfüh-

render sein. 

 

Lieferengpässe dämpfen Wachstumsaussichten 

Das Wirtschaftswachstum dürfte in diesem Jahr niedriger 

ausfallen als noch vor einigen Monaten erwartet. So haben 

jüngst mehrere Wirtschaftsforschungsinstitute ihre Konjunk-

turprognosen nach unten korrigiert. Auch KfW Research 

rechnet gegenwärtig für das Gesamtjahr 2021 mit einem 

Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 3,0 % statt der 

noch im Mai erwarteten 3,5 %.1 Ein wesentlicher Grund für 

die schwächeren Wachstumsaussichten in diesem Jahr sind 

Lieferengpässe bei Rohstoffen und Vorprodukten, die mittler-

weile weite Teile der Wirtschaft erfasst haben – auch den 

deutschen Mittelstand.  

Jeder zweite Mittelständler ist betroffen 

Gegenwärtig spürt knapp jedes zweite kleine und mittlere 

Unternehmen die Folgen von Lieferengpässen bei Rohstof-

fen und Vorprodukten (Grafik 1). Berücksichtigt man nur die-

jenigen Mittelständler, die überhaupt Vorleistungen beziehen, 

sind es sogar rund drei Viertel, die von Materialengpässen 

betroffen sind. Dies zeigen die Ergebnisse einer aktuellen 

Sondererhebung im Rahmen des KfW-Mittelstandspanels. 

Besonders stark betroffen ist das Verarbeitende Gewerbe  

– vier von fünf Unternehmen sind hier von Lieferengpässen 

betroffen. Nicht weniger heftig sind die Auswirkungen auf das 

Baugewerbe. Rund 78 % der Unternehmen müssen sich hier 

mit Materialknappheit auseinandersetzen. Im Groß- und Ein-

zelhandel ist der Anteil der betroffenen Mittelständler mit 

63 % etwas geringer. Im Dienstleistungssektor, der weniger 

stark von Vorleistungen abhängt, sehen sich immerhin noch 

rund vier von zehn kleinen und mittleren Unternehmen mit 

Lieferengpässen konfrontiert.  

Die Ursachen für die Materialknappheit sind vielfältig … 

Dass der Mittelstand in der Breite betroffen ist, liegt nicht zu-

letzt daran, dass derzeit eine Vielzahl von Materialien und 

Vorprodukten nicht in der nachgefragten Menge zur Verfü-

gung steht. Engpässe gibt es nicht nur bei Mikroprozessoren, 

auch einfache Steuerungselemente fehlen, genauso wie 

Stahl, Aluminium, Kupfer und andere Metalle, Kunststoffe 

und Verpackungsmaterialien oder auch Holz für die Bau- und 

Möbelindustrie. 

Die Ursachen dafür sind vielfältig. Ein wesentlicher Grund ist, 

dass viele Unternehmen in der Corona-Krise ihre Kapazitä-

ten zurückgefahren haben. Auf die nun wieder anspringende 

Nachfrage, die durch umfangreiche Konjunkturpakete zusätz-

lich befeuert wird, können sie nur langsam reagieren. So sind 

zum Beispiel mehrere hundert Arbeitsschritte und einige Mo-

nate notwendig, um aus Sand Silizium und daraus schließlich 
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Mikrochips herzustellen. Die Ausweitung von Produktionska-

pazitäten erfordert hohe Investitionen in technologisch kom-

plexe Anlagen, die ebenfalls lange Lieferzeiten haben. 

Gleichzeitig werden die Lagerbestände an Halbleitern ten-

denziell niedrig gehalten, da diese bei längeren Lagerzeiten 

an Qualität verlieren.   

Ein anderer Grund für Lieferengpässe sind Störungen im in-

ternationalen Frachtverkehr, unter anderem durch die tempo-

räre Schließung wichtiger chinesischer Seehäfen zur Ein-

dämmung des regionalen Infektionsgeschehens. Bei stark ar-

beitsteiligen und global organisierten Wertschöpfungsketten, 

wie sie auch in der Halbleiterindustrie zu finden sind, fallen 

diese besonders ins Gewicht. Hinzu kommen Handelskon-

flikte, insbesondere zwischen den USA und China, aber auch 

zwischen den USA und der Europäischen Union. Diese Kon-

flikte haben sich mit dem Einzug Bidens keineswegs aufge-

löst und beschränken sich nicht auf Stahl oder Aluminium.2 

Einzelne Ereignisse wie die Waldbrände in Kalifornien, der 

Befall großer Baumbestände mit Ungeziefer oder der Ausfall 

von Halbleiterfabriken infolge von Bränden, Wassermangel 

und Stromausfällen haben die Situation bei einzelnen Roh-

stoffen und Vorprodukten weiter verschärft. 

… ebenso wie die Auswirkungen auf die Unternehmen 

Die bestehenden Lieferengpässe wirken sich in unterschiedli-

cher Weise auf den Mittelstand aus (Grafik 1). Am häufigsten 

verzeichnen kleine und mittlere Unternehmen dadurch einen 

erhöhten Arbeitsaufwand in der Beschaffung. Im Dienstleis-

tungssektor wirken sich die Lieferengpässe vorrangig in die-

ser Weise aus, während sie sich in anderen Branchen häufi-

ger auf Produktion, Liefertermine und Preise auswirken. 

Zu Beeinträchtigungen in der Produktion oder Dienstleis-

tungserstellung kommt es bei etwa 24 % der Mittelständler. 

Im Verarbeitenden Gewerbe ist in weit mehr als der Hälfte al-

ler Unternehmen die Produktion gestört, weil Rohstoffe oder 

Vorprodukte fehlen. Im Ergebnis kann die Produktion nicht 

mit dem Auftragseingang mithalten. So war der Auftragsein-

gang im Verarbeitenden Gewerbe im Juli 2021 kalender- und 

saisonbereinigt um 15,7 % höher als im Februar 2020 vor 

Beginn der Corona-Pandemie, während die Produktion im 

gleichen Monat rund 5,5 % unter dem Vorkrisenniveau lag.3  

Eine steigende Nachfrage und ein knappes Angebot führen 

zu Preissteigerungen, die bei einigen Rohstoffen und Vorpro-

dukten sehr deutlich ausfällt. So waren Nadelschnittholz im 

August 2021 um 124 %, Roheisen und Stahl um rund 58 % 

teurer als im Vorjahresmonat. Im Durchschnitt sind die Preise 

für Vorleistungsgüter zwischen August 2020 und August 

2021 um 17,1 % gestiegen. Hinzu kommen deutliche Preis-

steigerungen für Energie.4 Viele Unternehmen sehen sich vor 

diesem Hintergrund gezwungen, die Preise für ihre Produkte 

oder Dienstleistungen anzupassen – im Mittelstand insge-

samt etwa jedes vierte Unternehmen. In der Baubranche sind 

Preisanpassungen gegenüber den eigenen Kunden für rund 

61 % der Unternehmen unvermeidlich. Hier wie im Verarbei-

tenden Gewerbe sind Preiserhöhungen die häufigste Folge 

der gegenwärtigen Lieferengpässe. Der Zusammenhang zwi-

schen Lieferengpässen und der Inflation der Verbraucher-

preise, die sich im August 2021 auf 3,9 % im Vergleich zum 

Vorjahresmonat belief, wird hier unmittelbar deutlich.5   

Liefertermine können nicht eingehalten, Kundenaufträge 

müssen abgelehnt werden 

Vielfach führen die Lieferengpässe auch dazu, dass Liefer-

termine nicht eingehalten werden können. Etwa 25 % aller 

Mittelständler sind gegenwärtig im Lieferverzug. Im Handel 

ist die Nichteinhaltung von Lieferterminen mit 36 % die 

Grafik 1: Jeder zweite Mittelständler von Lieferengpässen betroffen  

Anteil der Unternehmen, die von Lieferengpässen in genannter Weise betroffen sind, in Prozent 

 

Quelle: Sonderbefragung zum KfW-Mittelstandspanel im September 2021. 
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häufigste Auswirkung gestörter Lieferketten. Rund 11 % der 

Mittelständler müssen Aufträge von Kunden sogar ablehnen, 

weil ihnen das benötigte Material fehlt. Insbesondere in der 

Bauindustrie, die Handwerksbetriebe vom Fensterbauer bis 

zu Dachdecker umfasst, ist dies ein Problem. Jedes fünfte 

Unternehmen ist hier gezwungen, Kunden abzuweisen.  

Zu Beschäftigungseinschnitten führen die Lieferengpässe 

bislang vor allem im Verarbeitenden Gewerbe. Hier hat na-

hezu jedes zehnte Unternehmen seine Beschäftigung zumin-

dest temporär durch den Abbau von Überstunden, Urlaub  

oder auch das Instrument der Kurzarbeit reduziert. In ande-

ren Branchen kommt es deutlich seltener zu Beschäftigungs-

einschnitten aufgrund knappen Materials. Allerdings dürften 

einige Unternehmen ihre Beschäftigung bereits in der 

Corona-Krise reduziert haben und diese nun zwar nicht wei-

ter abbauen, aber auch nicht im geplanten Umfang wieder 

aufbauen. Insofern dürften Materialengpässe einen stärker 

bremsenden Effekt auf die Beschäftigungsentwicklung ha-

ben, als es ein Anteil von rund 4 % nahelegt. 

Rund 12 % aller Mittelständler – im Verarbeitenden Gewerbe 

34 % – versuchen angesichts möglicher Lieferengpässe ihre 

Lagerbestände an Rohstoffen und Vorprodukten zu erhöhen. 

Dieser Anteil mag niedrig erscheinen, ist aber angesichts der 

massiven Preissteigerungen für einige Rohstoffe und Vorpro-

dukte – sofern sie überhaupt zu bekommen sind – durchaus 

plausibel. 

Dienstleister hängen weniger stark von Vorleistungen ab 

Dass die gegenwärtigen Lieferengpässe im Dienstleistungs-

sektor eine geringere Rolle spielen als in anderen Branchen, 

liegt auch daran, dass mehr als die Hälfte der Unternehmen 

im Dienstleistungssektor keine Rohstoffe, Vorprodukte oder 

auch Dienstleistungen in nennenswertem Umfang beziehen. 

Dies gilt insbesondere für viele kleinere Rechts-, Steuer- und 

Wirtschaftsberatungen, Unternehmen in den Bereichen Bil-

dung und Erziehung oder auch Dienstleister aus dem Ge-

sundheits- und Sozialwesen.  

Grafik 2: Ein Teil des Mittelstands bezieht keine Vorleis-

tungen 

Anteil der Unternehmen, die Rohstoffe, Vorprodukte oder Dienstleistungen im 

Inland oder (auch) im Ausland beziehen, in Prozent   

 

Quelle: Sonderbefragung zum KfW-Mittelstandspanel im September 2021. 

Im gesamten Mittelstand, von dem der Dienstleistungssektor 

einen großen Teil ausmacht, beziehen rund vier von zehn 

Unternehmen keine Vorleistungen (Grafik 2). Dass Liefereng-

pässe für den Mittelstand dennoch eine so hohe Bedeutung 

haben, unterstreicht die Tragweite des Problems. 

Importeure bekommen Lieferengpässe noch deutlicher 

zu spüren 

Rund 23 % des Mittelstands beziehen Vorleistungen aus-

schließlich aus dem Inland. Weitere 29 % der kleinen und 

mittleren Unternehmen kaufen Rohstoffe, Vorprodukte oder 

Dienstleistungen auch im Ausland ein.6 Diese importierenden 

Unternehmen spüren die Lieferengpässe noch einmal deutli-

cher. Rund 81 % von ihnen sind davon betroffen – im Ver-

gleich zu 68 % der Unternehmen, die ausschließlich auf dem 

heimischen Beschaffungsmarkt aktiv sind (Grafik 3). Eine hö-

here Betroffenheit importierender Unternehmen zeigt sich 

auch dann, wenn weitere Unternehmensmerkmale wie Bran-

che oder Größe berücksichtigt werden.  

Grafik 3: Lieferengpässe treffen importierende Unterneh-

men stärker 

Anteil der Unternehmen in Prozent, die von Lieferengpässen betroffen sind, 

bei Bezug von Rohstoffen, Vorprodukten oder Dienstleistungen … 

 

Quelle: Sonderbefragung zum KfW-Mittelstandspanel im September 2021. 

Die überdurchschnittlich starke Betroffenheit importierender 

Unternehmen deutet einmal mehr darauf hin, dass der Aus-

gleich regionaler Knappheiten durch internationalen Handel 

derzeit nur bedingt funktioniert – sei es infolge von Engpäs-

sen im internationalen Frachtverkehr oder durch handelsbe-

schränkende Maßnahmen einzelner Länder. Dies spiegelt 

sich auch in den Importpreisen, die im August 2021 16,5 % 

über dem Niveau des Vorjahresmonats lagen. Nur im Rah-

men der Ölkrise im September 1981 hat es eine höhere Vor-

jahresveränderung gegeben.7 Auch gegenwärtig spielen hö-

here Energiepreise eine wichtige Rolle für den Anstieg der 

Importpreise, ein zentraler Treiber sind jedoch auch die aus 

dem Ausland importierten Vorleistungen. 

Eine schnelle Auflösung der Lieferengpässe wird nicht 

erwartet 

Von einer schnellen Auflösung der Lieferengpässe ist aus 

Sicht des Mittelstands nicht auszugehen (Grafik 4). Nur rund 

5 % der betroffenen kleinen und mittleren Unternehmen 

schätzen, dass sich die Lieferengpässe in den kommenden 

drei Monaten – also etwa bis zum Jahresende 2021 – auflö-

sen. Rund ein Viertel erwartet, dass fehlende Materialien erst 
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in drei bis sechs Monaten wieder in ausreichender Menge 

zur Verfügung stehen werden, ein Drittel geht eher von sechs 

bis zwölf Monaten aus. Fast jedes fünfte Unternehmen, das 

derzeit unter Lieferengpässen leidet, ist überzeugt, dass sich 

die Situation frühestens in einem Jahr – also erst gegen 

Ende des Jahres 2022 – normalisiert haben wird. Zwischen 

den Branchen gibt es dabei kaum Unterschiede, mit Aus-

nahme des Baugewerbes. Hier fällt es rund 40 % der Unter-

nehmen schwer, die voraussichtliche Dauer der Liefereng-

pässe zu beurteilen.  

Grafik 4: Keine schnelle Auflösung erwartet 

Geschätzte Dauer bis zur Auflösung der Lieferengpässe, Anteil der betroffe-

nen Unternehmen in Prozent 

 

Quelle: Sonderbefragung zum KfW-Mittelstandspanel im September 2021. 

Damit sehen die Mittelständler die Situation etwas pessimisti-

scher als einige Konjunkturprognosen unterstellen. So geht 

beispielsweise das ifo-Institut in seiner Herbstprognose da-

von aus, dass die momentanen Lieferengpässe bis Ende des 

Jahres 2021 an Bedeutung verlieren, und auch das DIW er-

wartet, dass sich der Produktionsstau um den Jahreswechsel 

auflöst.8 

Ausfuhrbeschränkungen – oder mehr Freihandel? 

Die angespannte Lage in vielen Unternehmen und die kon-

junkturellen Risiken, die sich aus den gegenwärtigen Lie-

ferengpässen ergeben, lassen Rufe nach einem Eingreifen 

der Politik lauter werden. Dabei geht es in der Bauindustrie 

beispielsweise um den Verzicht auf Konventionalstrafen bei 

Leistungsverzögerungen oder die Möglichkeit, Preissteige-

rungen an öffentliche Auftraggeber weiterzugeben.9 Auch die 

Forderung nach Ausfuhrbeschränkungen für knappe Materia-

lien wurde mehrfach erhoben.  

Für eine solche Maßnahme der Europäischen Union – die 

über die gemeinsame Handelspolitik der Mitgliedsländer ent-

scheidet – sprechen sich fast die Hälfte aller Mittelständler 

aus. Insbesondere die von Lieferengpässen betroffenen Un-

ternehmen befürworten Einfuhrerleichterungen und Ausfuhr-

beschränkungen, um der Materialknappheit entgegenzutre-

ten (Grafik 5). 

In einer isolierten Betrachtung Deutschlands oder der Euro-

päischen Union erscheint eine handelsbeschränkende Maß-

nahme wie ein Exportstopp durchaus zielführend, verhindert 

sie doch, dass das in den heimischen Wäldern geschlagene 

und dringend von deutschen Handwerksbetrieben benötigte 

Bauholz in die USA oder nach China exportiert wird. Der Er-

folg einer solchen Politik setzt allerdings voraus, dass andere 

Länder, in denen die benötigten Rohstoffe verfügbar sind, 

nicht den gleichen Ansatz verfolgen, um die Versorgung der 

heimischen Wirtschaft sicherzustellen. Beschränken diese 

Länder ebenfalls die Ausfuhr von Rohstoffen oder reagieren 

sie mit anderen Vergeltungsmaßnahmen, kommt es zu ei-

nem gegenseitigen Aufschaukeln protektionistischer Reaktio-

nen und es droht ein ausgewachsener Handelskonflikt. Im 

Ergebnis wird der Ausgleich regionaler Knappheiten weiter 

erschwert und die Situation deutscher Unternehmen dürfte 

sich eher verschlechtern als verbessern. Diese Logik dürfte 

auch die Antwort der rund 30 % der Unternehmen beeinflusst 

haben, die Ausfuhrbeschränkungen nicht befürworten oder 

sogar ablehnen.  

Rund 31 % der Bruttowertschöpfung und 28 % der Erwerb-

stätigen hängen hier zu Lande vom Export ab. Die deutsche 

Volkswirtschaft ist international eng vernetzt und hat in der 

Vergangenheit stark von der Globalisierung profitiert.10 Auch 

mit Blick auf den Zugang zu Rohstoffen dürfte eine weitere 

Handelsliberalisierung für Deutschland und Europa 
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Grafik 5: Jeder zweite Mittelständler befürwortet Ausfuhrbeschränkungen für knappe Rohstoffe und Vorprodukte 

 

Anmerkung: Anteil der Unternehmen in Prozent, die der Aussage zustimmen. Fehlend zu 100 % jeweils der Anteil der Unternehmen, die die Frage mit „Kann ich 

nicht beurteilen“ beantwortet haben. 

Quelle: Sonderbefragung zum KfW-Mittelstandspanel im September 2021. 
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zielführender sein als die Verhängung von Exportbeschrän-

kungen, die mit hoher Wahrscheinlichkeit Ausfuhrverbote an-

derer Länder nach sich ziehen. Dies gilt umso mehr, da 

Deutschland ein Nettoimporteur von Rohstoffen ist.  

Im Mittelstand befürworten rund 60 % der Unternehmen eine 

Handelspolitik der Europäischen Union, die auf einen weite-

ren Abbau von Handelshemmnissen hinwirkt und den Ab-

schluss neuer Handelsabkommen vorantreibt, um den Zu-

gang zu knappen Rohstoffen zu sichern. Unter den gegen-

wärtig von Lieferengpässen betroffenen Unternehmen sind 

es sogar 65 % (Grafik 6).  

Eine Beschränkung der eigenen Rohstoffexporte bei einer 

gleichzeitigen Liberalisierung der Rohstoffexporte anderer 

Länder – dies wäre aus Sicht der Unternehmen nachvollzieh-

bar die beste Lösung, um den Materialengpässen entgegen-

zuwirken. Handelspolitisch dürfte dies jedoch kaum umsetz-

bar sein – und eine weitere Handelsliberalisierung damit die 

zielführendere Lösung sein, um den Zugang zu knappen 

Rohstoffen und Vorprodukten zu sichern. 

Rohstoffversorgung wird auch in Zukunft ein Thema sein 

Durch Anpassungen von Angebot und Nachfrage werden 

sich die gegenwärtigen Lieferengpässe mit hoher Wahr-

scheinlichkeit auflösen – auch wenn dies noch einige Monate 

dauern kann. Dennoch ist die Versorgung mit Rohstoffen und 

Vorprodukten ein Thema, das auch in Zukunft auf der 

Agenda von Unternehmen und Politik stehen dürfte. Dabei 

wird es darum gehen, wie Rohstoffe verantwortungsvoll ge-

fördert, effizient genutzt und wiederverwertet werden können, 

aber auch darum, wie sich globale Lieferketten robuster ge-

staltet lassen. 

Sonderbefragung zum KfW-Mittelstandspanel 

Die vorliegende Analyse basiert auf einer Sonderbefra-

gung im Rahmen des KfW-Mittelstandspanels.  

Das KfW-Mittelstandspanel wird seit dem Jahr 2003 als 

Wiederholungsbefragung der kleinen und mittleren Unter-

nehmen in Deutschland durchgeführt. Zur Grundgesamt-

heit gehören alle privaten Unternehmen sämtlicher Wirt-

schaftszweige, deren Umsatz die Grenze von 500 Mio. 

EUR pro Jahr nicht übersteigt. Das KfW-Mittelstandspanel 

ist die einzige repräsentative Erhebung im deutschen Mit-

telstand und damit die wichtigste Datenquelle für mittel-

standsrelevante Fragestellungen und Politikberatung. 

Für die Sonderbefragung wurden durch die GfK SE, Be-

reich Financial Services, im Auftrag der KfW Banken-

gruppe, mittelständische Unternehmen im Zeitraum vom 

1.–10. September 2021 repräsentativ zu den aktuellen 

Auswirkungen der Lieferengpässe befragt. Kontaktiert 

wurden sämtliche Unternehmen, die bereits früher an ei-

ner Welle des KfW-Mittelstandspanels teilgenommen ha-

ben und zu denen eine valide E-Mail-Adresse bekannt ist.  

Insgesamt konnten Antworten von rund 2.400 Unterneh-

men berücksichtigt werden. Aufgrund der Anbindung an 

den Grunddatensatz des KfW-Mittelstandspanels geben 

diese Ergebnisse ein repräsentatives Abbild der aktuellen 

Betroffenheit von Lieferengpässen. 

Weiterführende Informationen finden Sie im Internet unter: 

www.kfw-mittelstandspanel.de 
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Grafik 6: Sollte die EU weiter Handelshemmnisse abbauen?  

 

Anmerkung: Anteil der Unternehmen in Prozent, die der Aussage zustimmen. Fehlend zu 100 % jeweils der Anteil der Unternehmen, die die Frage mit „Kann ich 

nicht beurteilen“ beantwortet haben. 

Quelle: Sonderbefragung zum KfW-Mittelstandspanel im September 2021. 
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Von Lieferengpässen betroffen

Mittelstand gesamt

Stimme überhaupt nicht zu Stimme eher nicht zu Weder noch Sitmme eher zu Stimme voll und ganz zu

"Die EU sollte weiter Handelshemmnisse abbauen und neue Handelsabkommen abschließen, um den Zugang zu knappen Rohstoffen und 
Vorprodukten zu sichern."
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